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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Juni 2021 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft zum Abkommen zwischen der
Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die Mobilität von
Dienstleistungserbringenden. Nach dem Wegfall des FZA zwischen den beiden Staaten
Ende 2020 aufgrund des Brexit sollte das neue Abkommen den gegenseitigen
Marktzugang für Dienstleistungserbringende gewährleisten. Das bereits im Vorjahr
abgeschlossene Abkommen zu den erworbenen Rechten der Bürgerinnen und Bürger
gelte im Dienstleistungsbereich nur für Verträge, die vor 2020 abgeschlossen worden
seien, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft. Das neue «Services Mobility
Agreement» sorge für eine nahtlose Weiterführung der seither abgeschlossenen
Verträge und werde bereits seit dem 1. Januar 2021 provisorisch angewendet. Konkret
sehe das Abkommen die Fortführung des bereits bekannten Meldeverfahrens für
britische Dienstleistungserbringende bis 90 Tage pro Jahr vor. Auch die in der Schweiz
geltenden Lohn- und Arbeitsbedingungen und Bestimmungen zur sozialen Sicherheit
würden in diesen Fällen weiterhin eingehalten – die sogenannten «flankierenden
Massnahmen». Das Vereinigte Königreich garantiere im Gegenzug
Marktzugangsverpflichtungen in mehr als 30 Dienstleistungssektoren, eine deutliche
Ausweitung gegenüber den elf Sektoren, welche im GATS-Abkommen der WTO
enthalten seien, erläuterte der Bundesrat. Des Weiteren entbinde das Abkommen
Schweizer Dienstleistende von einer wirtschaftlichen Bedarfsprüfung und einem
englischen Sprachnachweis und erlaube eine Aufenthaltsdauer von 12 Monaten
innerhalb einer Zeitspanne von zwei Jahren. Zudem sei es der Schweiz gelungen, das
Zugeständnis zu erwirken, dass auch gebietsansässige Ausländerinnen und Ausländer –
ohne Schweizer Staatsangehörigkeit — von diesen Marktzugängen profitieren können.
Der Bundesrat gab bekannt, dass das Abkommen auf zwei Jahre befristet werden solle,
wobei eine gemeinsam beschlossene Verlängerung im Raum stehe. Die Befristung
erlaube eine Neubeurteilung der Lage, sobald erste Erfahrungen mit dem neuen
Immigrationssystem des Vereinigten Königreichs vorliegen. In der Vernehmlassung
hätten sich alle befragten Parteien generell positiv zum Abschluss des Abkommens
geäussert. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2021 befasste sich der Ständerat mit dem Abkommen zwischen
der Schweiz und dem Vereinigten Königreich über die Mobilität von
Dienstleistungserbringenden. APK-SR-Sprecher Müller (fdp, LU) hob die wirtschaftliche
Bedeutung des erleichterten Marktzugangs für Schweizer Dienstleistungsanbietende
hervor, der sicherstelle, dass Schweizer Dienstleistungserbringende nicht gegenüber
Konkurrenten aus anderen Staaten benachteiligt würden. Er wies auch darauf hin, dass
das Abkommen bereits seit Anfang 2021 vorläufig angewendet werde. Bundesrat
Parmelin betonte, dass das Abkommen nur kurze berufliche Aufenthalte regle und
nichts mit Arbeitsmigration zu tun habe. Somit würden die flankierenden Massnahmen
weiterhin auf britische Dienstleistungserbringende, die in die Schweiz kommen wollen,
angewendet. Im Moment sei der erleichterte Zugang auf Personen mit akademischen
oder gleichwertigen Qualifikationen beschränkt, jedoch habe sich das Vereinigte
Königreich schriftlich dazu verpflichtet, die Anerkennung von Schweizer
Berufsbildungsabschlüssen zu prüfen. Da auch die Vernehmlassung im Frühling gemäss
Bundesrat ausschliesslich positive Rückmeldungen ergeben hatte, herrschte in der
kleinen Kammer kein Diskussionsbedarf. Die Standeskammer nahm die Vorlage
einstimmig an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 wurde das Abkommen mit dem Vereinigten Königreich
über die Mobilität von Dienstleistungserbringenden im Nationalrat beraten. APK-NR-
Sprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) erklärte, dass die
Aussenpolitischen Kommissionen beider Räte im Dezember 2020 der vorläufigen
Anwendung des Abkommens zugestimmt hätten. Dieses werde seit Anfang 2021
umgesetzt und garantiere trotz der fehlenden Personenfreizügigkeit einen möglichst
weitgehenden gegenseitigen Marktzugang für Dienstleistungserbringende unter
Einhaltung der flankierenden Massnahmen. Schneider-Schneiter bemängelte im Namen
ihrer Kommission, dass das derzeitige Abkommen nur Personen mit Qualifikationen auf
universitärem Niveau abdecke und damit die Schweizer Berufsbildung unzureichend

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2022
AMANDO AMMANN
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berücksichtige. Sie merkte aber zufrieden an, dass der Bundesrat versprochen habe,
diesbezüglich weitere Verhandlungen führen zu wollen. Der anwesende Bundesrat
Parmelin teilte der grossen Kammer mit, dass sich das Vereinigte Königreich dazu bereit
erklärt habe, die Anerkennung von Berufsbildungsabschlüssen zu prüfen. Diplome der
höheren Fachschulen würden zudem bereits anerkannt. Die Konsultation der
Sozialpartner und Kantone habe überdies eine einstimmige Befürwortung des
Abkommens ergeben, insbesondere weil dessen Befristung eine Bestandsaufnahme vor
einer allfälligen Verlängerung erlaube. Der Nationalrat nahm das Abkommen einstimmig
an.
Auch in den Schlussabstimmungen ergaben sich in beiden Räten einstimmige
Resultate, die zur Annahme des Entwurfs führten. 3

1) BBl, 2021 1775
2) AB SR, 2021, S. 1387 f.
3) AB NR, 2022, S. 221 f.; AB NR, 2022, S. 222 f.; AB NR, 2022, S. 624; AB SR, 2022, S. 251
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